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Zeitbericht
Das deutsche Privatvermögen Nordamerika Verluste deutscher Kunstsammlungen i
sten Der spanische Arbeiter und die Kirche Seelsorgsprobleme der Stadt Rom

Eıinige Zahlen VO Fernsehen 1ı Amerika

Das deutsche Privatvermögen Nordamerika Es galt aqls CLMN Grundsatz des
Völkerrechtes, daß das Privatvermögen unantastbar SC auch Krıegszeliten,

daß kein Bürger, auch 1980 Feindstaate angehörte, entschädıgungs-
los enteıgnelt werden dürfte ersten Weltkrieg wurden den USA WAar dıe
deutschen Vermögenswerte beschlagnahmt aber Ina  e Jlegte Wert darauf festzu-
stellen, da 1€S HNUu  _ 1Ne6 Sicherstellung, keine KEnteignung edeute S1e ollten VO  —

Bevollmächtigten des Staates treuhänderisch verwaltet werden, da aus iıhnen
für die deutsche Kriegsführung eın Nutzen geschlagen werden konnte Der
deutsch amerıkanische Freundschaftsvertrag VO.  —> 1925 ebnete dıe Wege füur 106

Kückgabe der deutschen Privatvermögen, bzw für 106 entsprechende ntschädı-
Als Verwaltungskosten wurden ailerdings H) Prozent des Wertes zurück-

behalten.
Viel schwieriger liegen die ınge jetz nach dem zweıten Weltkrieg Mıt dem

Hinweis auf dıe Vertragsbrüche Hıtlers seiztie Inan sıch leichter als ehedem ia  ber
geltendes Völkerrecht hinweg, un später wurde als weılılerer Tun der Knte1ig-
Nuns angegeben, i1HAl dıe kriıegslüsternen Deutschen er Mittel berauben,
J6 wıeder Unheil ——  ber andere Völker bringen

Im vErsSaäNnSCHC Te uu  - zeıgte sıch 1ne Wende ZU. Besseren, und Ial ıst
der Frage der Freigabe deutscher Vermögen ELn gul uc vorangekommen Je

mehr dıe Kriegspsychose ruhiger Überlegung weıcht und VOTLT allem, J6 mehr dıe
westdeutsche Bundesrepublık sich als zuverlässıger Partner der westlichen Demo-
kratien er weıst desto gene1gter ZCISCH sıch führende Staatsmänner un Parlamen-
tarıer die alte unerbittliche Haltung aufzugeben Der Besuch des Bundeskanzlers

den Vereinigten Staaten und dıe Wahlen VO) September 1953 haben sıch
Amerika sehr unslg ausgewirkt. Dıe Grundstimmung üuhrender Kreise mas

Stellungnahme des Z  Ur1ıCc.  her Berichterstatters der „New York Times*®‘, Ge-
OTrSC Morison, Z Ausdruck kommen ”W  16 der überwältigende Wahlsıeg des
Kanzlers Adenauer September zeigt hat Deutschland aufgehört ein feind-
lıches Land irgendeinem Sınn dieses Wortes SC1LH.: Ks esteht eın trıftiger
TUn mehr, das deutsche Privateigentum SCLHNHCH rechtmäßıgen Besitzern VOT-

zuenthalten. VWeit entfernt Krieg denken, wünscht dıe große
Mehrheit des deutschen Volkes sehnlichst mıt den übrigen westlichen Völkern
zusammenzuarbeiten un 116 unangreifbare Verteidigungsstellung für ihre S56-

Sıcherheit aufzubauen“ (Schweizerische Handelszeıtung, Sonderdruck
VO!] 7 September

Noch bedarif aber grolser Geduld un Jangwier1ger Verhandlungen, bıs
cdieser Kınstellung handgreifliche Erfolge erwachsen.

Dem jetzigen Kongreß lıegen rund H) Gesetzentwürfe VOT, dıe sıch üÜSsSermhml
inne auftf Eigentumsfragen beziehen. Nun W1SSenN WITL- ‚War .o daß Gesetzentwürfe

amerikanischen parlamentarischen Getriebe noch nıcht viel bedeuten. Beacht-
lich werden S16 dann, wenn „Hearıngs über solche Entwürfe veranstaltet werden.
Das iıst neuerdings mıt der „Chavez bill* Senate Joint Resolution Nr 99
der Kall Sie 1St VO!  > dem sehr einflußreichen demokratischen Senator Chavez e1N-

gereicht worden, der dıe führende Persönlichkeıt der amerikanischen KrT1egS-
teilnehmer Urganisatıon iSt Er hat auch erreicht da{fls „Hearings” üüber diesen
Entwurf veranstaltet wurden, un: Verlauf diıeser „Hearıngs” hat S1C. dıe grobe
Mehrheit der Auskunftspersonen für 10© baldıge Lösung der Eigentumsirage 111



Sinne des Vorschlages von Senator Chavez ausgesprochén. Diese „Hearings“ WUur-
den VOoOr etiwa ZWel Monaten unterbrochen, ın den étzten Tagen des September und
Anfang Oktober jedoch wieder aufgenommen. nzwischen hat der Rechtsausschuß
des amerıkanıschen Senats die Empfehlung se1ines Unterausschusses, 1e deutschen
Vermögen den Kigentümern zurückzugeben, angen0omMMenN. Diese Empfehlung WIT:
nunmehr 30083808 mıt einem entsprechenden Gesetzentwurf dem Senat ZUSC-
Jeitet werden. (Vgl Nachrichten der Studiengesellschaft für prıvatrechtliche Aus-
Jandsınteressen, J gnüar 1954, 19.)

Derluste deutscher Kunstsammlungen 117 Osten. Schon seıt längeréf eıt
WIr unterrichtet e  ber den Abtransport einer Reihe bedeutender Kunstwerke Aaus
der DDR urc die Russen. Immer wıeder wurde VO| Verlust des Pergamon-
altares 1n Berlin und der Sixtinischen Madonna ın Dresden gesprochen. Nun Ver-
öffentlichte das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen Anfang 1954
einen eigenen Bericht Die Verluste der öffentlichen Kunstsammlungen in Miıttel-
un Ostdeutschland 1943— 46 Daraus entnehmen WITr Folgendes: Der Großteil
der Verluste ist nıcht durch Kampfeinwirkungen, sondern urc. „Sicherstellun-
6  gen der sowJetischen Armee verursacht. Abgesehen VO  m den unkontrollierbaren
Einbußen des Privatbesitzes ım Osten haben ın Berlin dıe ammlung antıker ulp-
turen, das Münzkabinett, das Schinkelmuseum und das Zeughaus aufgehörtexıstieren. Die Gemäldegalerie des Kaiser-Friedrich-Museums hat den vierten
'Teil ihrer Bilder verloren. Ganz abtransportiert wurden dıe Großplastiken der
ägyptischen und ostasıatischen Kunstabteilung. Auch das Kupferstichkabinett hat
einen großen Teil seiNes Bestandes verloren.

azu kommen u die Zerstörungen des Berliner _ Schlosses, des Schlosses
Monbijlou un des Stadtschlosses Von Potsdam

In Dresden wurden diıe Bestände des Grünen Gewölbes, der Münzsammlung und
fast das Kupferstichkabinett abtransportiert.

In der Gemäldesammlung fehlen mehr als 1500 Gemälde Da hınter j]edemdieser Werke ine eigene geistige Welt steht, VonNn der Berliner Göttın der archa-
ischen, griechischen Plastik bis Tiızıans Zinsgroschen un von der ägyptischenKunst bis ZUr Moderne, ıst der kulturelle un wirtschaftliche Verlust dieser
Kunstwerke aum SeN.,.

Der spaniısche Arbeiter und die Kirche. Dıe spänische Wochenzeitschrift ‚„‚Eccle-s1a  66 VO 3. 1. 1954 bringt einen Bericht ıL  ber 1Ne ın Madrid stattgefundeneVagung, dıe S1IC. mıt der religiösen Lage der spanischen Arbeiter befaßte. Von jederDiözese Wäarch Vertreter geladen, die über dıe eingehenden Untersuchungen be-
rıchteten, die ın allen Diözesen angestellt worden Wäaren. Muß Ina  en sich auch
Vor Verallgemeinerungen hüten, lassen sıch doch eınıge Grundzüge feststellen:

Die große Masse der spanıschen Arbeiter ist religıös gleichgültig und hat, wenn
überhaupt, dann NUur ıne SaNz oberflächliche Kenntnis der Religion. Die Gründe
für die Unwissenheit sınd verschiedener Natur. KEınmal ist die Ansteckung ure
marxıstische een, weıter das Fehlen einer rechten Unterweisung gerade für die
Arbeiter: außerdem meınen die meisten, bei einem intensiven relıgıösen en
muülsten S1e vıele sündige Gewohnheiten aufgeben, ohne dıe S1ıe nıcht leben kön-
Nnen glauben. Schließlich zwıngt dıe bittere Armut viele Arbeıiter, alle Ta dem
Broterwerb zuzuwenden, daß S16  z VO  a den Sorgen des täglichen Lebens geradezuerdrückt werden und eın Verlangen mehr nach einem religiösen en haben Diıe
meısten VO|  - ihnen ordern eine Lohnerhöhung Vo  } 40—70 Prozent.

Daß S1E damıit nıcht Unrecht haben, zeigt eın Hirtenbrief des Erzbischofs VonValencia, der 1m Namen der Gerechtigkeit den Familienlohn LIordert, wo0Del die
Zahl der Familie mıt ffinf Mitgl)iedern ansetzt. Er sagt, daß der Unternehmer


